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Vollzug im Wandel

Risiken und Chancen
Gespräch mit Justizminister Prof. Dr. Goll am 17. Juni 2008 in Stuttgart

Teilnehmer des Justizministeriums 
Baden-Württemberg waren:

● Justizminister Prof. Dr. Ulrich Goll,
● Ministerialdirigent Ulrich Futter, Abtei-

lungsleiter Justizvollzug und
● Persönlicher Referent des Ministers,

Richter Florian Diekmann.

Der Landesvorstand des BSBD 
wurde vertreten vom

● Vorsitzenden Ernst Steinbach,
● der stellvertretenden Vorsitzenden El-

friede Ensle-Bohn und
● Justitiar Gerhard Maurer-Hellstern.

Das rd. 1 ½-stündige Gespräch
hatte schwerpunktmäßig
folgende Themen zum Inhalt

− Privatisierung in der neuen JVA Offen-
burg,

− Haftplatzentwicklungsprogramm Jus-
tizvollzug 2015,

− Nachtragshaushalt mit 30-Mio-Pro-
gramm für den Justizvollzug und

− Dienstrechtsreform.

Zusammengefasst brachte das
intensiv-sachliche Gespräch in
guter Atmosphäre − auch unter
klarer Äußerung unterschiedlicher
Meinungen − folgende Aspekte:

− Für die neue JVA Offenburg werden
nach Minister GOLL insgesamt 225
Stellen benötigt. Dies sei zwar dem Lan-
desrechnungshof zu viel, der Bedarf sei
aber auf der Basis anderer Anstalten be-
rechnet worden. In Offenburg wird es
102 private Arbeitskräfte geben und 123
staatl. Bedienstete, davon 55 aus der al-
ten JVA Offenburg und 68 neu einge-
stellte Beamte. 
Der Landesvorsitzende STEINBACH bit-
tet zu beachten, dass die hohe Motivati-
on der Vollzugsbeamten und -beamtin-
nen sowie der Informationsfluss in der
Anstalt durch die Teilprivatisierung we-
der gestört werden noch gar leiden dür-
fe. Das Zusammenspiel müsse stim-
men, denn Motivation und Information
sind zentral wichtige Sicherheitsele-
mente! Hierzu äußert der Minister, dass
in den kommenden Monaten ein Be-
triebskonzept entwickelt und mit dem
privaten Dienstleister Kötter ausgehan-
delt werde. Hierauf wird der BSBD ein

waches Auge haben! Auf Vorhalt des
Landesvorsitzenden, dass der BSBD
nicht über die Planungs- und Umset-
zungsmaßnahmen zur Teilprivatisie-
rung informiert worden sei, stellte Mi-
nister GOLL fest, dass die Vollzugsbe-
diensteten den „VOLLZUG ZU IHRER
SACHE MACHEN“ und dies auch künf-
tig so bleiben werde. Dies sieht der
BSBD durchaus als Auftrag und Aufga-
be, denn immerhin vertritt er rd. 70%
der Landesbediensteten.

− Zum Programm Justizvollzug 2015
wird vom Minister dargelegt, dass 1200
alte Haftplätze aufgegeben werden müs-
sen und im Gegenzug 2400 neue Haft-
plätze geschaffen werden − „Nettozu-
gang“ sonach: 1200 Haftplätze. In
ROTTWEIL wird wohl schneller gebaut
werden können, als zu erwarten war.
Sollte Offenburg „gut laufen“, werde
auch die neue JVA Rottweil teilprivati-
siert. 
Dazu gibt der BSBD zu bedenken, ob ei-
ne kurze Erprobungsphase für weitrei-
chende Folgerungen stichhaltig sein
kann. 
Die Erweiterung von bestehenden An-
stalten mache nur dann Sinn, wenn die
Anzahl der Haftplätze begrenzt bliebe −
denn: auch große Anstalten müssen re-
gierbar bleiben! Im Hinblick auf die
Schließung kleiner Außenstellen sei
man flexibel, wobei die Signale aus der
Praxis sehr wohl gehört und auch ernst
genommen würden. Im Ministerium sei
man auch weiterhin an feedbacks aus
der Praxis sehr interessiert.

− Mit dem 30-Mio-Euro-Programm wer-
den 30 neue Stellen geschaffen und si-
cherheitstechnische Einrichtungen −
wie z.B. Mobilfunkblocker, Detektions-
anlagen u.a. auf den Weg gebracht.
Hierzu fragt der Landesvorsitzende
nach, ob es innerhalb dieses „Pakets
auch Luft für strukturelle Verbesserun-
gen“ gäbe, z.B. Angleichung der „Gitter-
zulage“ an die Polizeizulage. Hier sieht
Minister GOLL durchaus Ansatzpunk-
te: So sei auch die Bezahlung der An-
staltsleiter völlig unzureichend, da diese
„vor Ort“ die schwierigsten Aufgaben
unter großer Verantwortung zu bewälti-
gen hätten. Eine Anhebung von deren
Bezügen würde sich dann auf den „qua-
lifizierten Unterbau“ - als „Sog“ - günstig
auswirken.

Justizminister Prof. Dr. Goll bittet den
Landesverband, einen Katalog − eine
„Wunschliste“ - mit den dringlichsten
Maßnahmen für strukturelle Verbesse-
rungen zusammenzustellen.
Der Landesvorstand hat deshalb seine
nächste Sitzung auf Mitte Juli 2008 vor-
verlegt, um die „Wunschliste“ noch
rechtzeitig vor der Sommerpause dem
Minister vorlegen zu können.

− Die Dienstrechtsreform soll noch in
der laufenden Legislaturperiode durch-
geführt werden. Im Kontext mit der An-
hebung der Altersgrenze von 65 auf 67
Jahre wird auch über die „besondere Al-
tersgrenze 60“ für Polizei sowie für AVD
und Werkdienst nachzudenken sein. In-
soweit wäre eine Koppelung an die Ab-
leistung von Schicht- und Wechsel-
dienst „denkbar“ - mit all ihren Folgen
auf Vollzugs- und Lebensqualität, wie
vom Vorsitzenden dargetan. 
Ein von der Landesregierung offenbar
vorgezogener Einstieg in die Anhebung
der Pensionsaltersgrenze bereits ab
2010 werde von den Mitgliedern des
BSBD als weiteres und erneutes Son-
deropfer für die Landesbeamten angese-
hen und keineswegs hingenommen, da
weder im Bund noch an allen übrigen
Bundesländern vergleichbare Planun-
gen bestünden. 
Minister GOLL geht davon aus, dass
auch in Baden-Württemberg der Start
voraussichtlich erst im Jahr 2012 erfol-
gen wird. 
Für die Besoldungsentwicklung in 2009
sieht er eine spürbare Erhöhung, meint
jedoch, dass sie wahrscheinlich unter 8
Prozent liegen werde.

Deutliche Risiken erkannt 
und darauf hingewiesen
Der BSBD-Landesvorstand sieht den
Justizvollzug in einem gewissen Wan-
del. Er hat in allen dargestellten Berei-
chen klar und deutlich Risiken benannt
und auf deren Folgen hingewiesen. Mit
den neu verfügbaren Mitteln, für die
sich Justizminister GOLL in schwieri-
ger Zeit nachhaltig ein- und durchge-
setzt hat, lassen sich aus Sicht des
BSBD auch Chancen für günstige Ent-
wicklungen des Vollzugs und seiner Be-
diensteten eröffnen: Diese wollen wir
auch ergreifen!
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Brief des
Landesvorstands
an Justizminister
Professor Dr.
Ulrich GOLL

Der bei dem Gespräch am
17.06.2008 von Justizminister
Prof. Dr. GOLL geäußerten
Aufforderung nach Abgabe ei-
ner „Wunschliste“ ist der Lan-
desvorstand sehr gerne ge-
folgt und er hat sich zu einer
vorgezogenen Sitzung am
18.07.2008 in Offenburg ge-
troffen. Dabei war die Zusam-
menstellung eines Katalogs
von „strukturellen Verände-
rungen und Verbesserungen
im Justizvollzug des Landes −
i.V.m. der Dienstrechtsreform“
die zentrale und zielführende
Diskussionsbasis.

Die gemeinsam erarbeiteten Ergeb-
nisse wurden unmittelbar danach
in einem fünfseitigen Brief an Herrn
Justizminister formuliert und die-
ses Schreiben wurde am
23.07.2008 im Justizministerium
in Stuttgart vom Landesvorsitzen-
den übergeben. 

Darin hat der Landesvorstand mit
guten Gründen und substantiiert
Vorschläge zur Verbesserung von
Besoldungsstrukturen anhand von
veränderten Aufgabenstellungen
im Justizvollzug unterbreitet.

Vorgetragene Positionen 
des BSBD angemessen

In seinem Antwortschreiben vom
15.08.2008 hat Herr Justizminister
Prof. Dr. GOLL dargelegt, dass auch
er die von uns vorgetragenen Posi-
tionen seit geraumer Zeit für ange-
messen hält und dass deshalb die
Inhalte unserer „Wunschliste“
größtenteils Eingang in die offiziel-
len Vorstellungen des Justizminis-
teriums zur Dienstrechtsreform ge-
funden haben; sie sind somit auch
an die mit dieser Angelegenheit be-
fassten Landesministerien über-
mittelt worden. Es bleibt also span-
nend!

Näheres wird beim Landesdelegier-
tentag am 24. und 25.10.2008 in
Stuttgart zur Sprache kommen. 

Ein Jahr neuer Jugendstrafvollzug

„Der Erfolg lässt auf sich warten“

Ein Jahr nach der Reform des Jugendstrafvollzugs sehen die Praktiker noch
keine großen Erfolge. „Verschiedene Dinge laufen nicht so, wie wir uns das
vorgestellt haben“, sagte der Landesvorsitzende der Strafvollzugsgewerk-

schaft BSBD, Ernst Steinbach in Stuttgart. Er kritisierte unter anderem, dass zu
wenig Personal vorhanden sei, um die Ziele von Justizminister Ulrich Goll (FDP)
richtig umzusetzen. Mit 41 Bediensteten pro 100 Gefangenen leiste sich Baden-
Württemberg den geringsten Personaleinsatz im Vollzug unter allen Bundeslän-
dern.

„Mit dem Haushalt sind immerhin 15 Per-
sonalstellen bewilligt worden. Mindestens
das Doppelte wäre aber notwendig, um die
Arbeit vernünftig machen zu können“,
mahnte Steinbach.
Die Länder können seit der Föderalismus-
reform den Strafvollzug in eigener Regie re-
geln. Seit dem 1. August 2007 geht Baden-
Württemberg neue Wege im Jugendstraf-
vollzug: Zum besseren Schutz der Bevöl-
kerung vor Straftaten sollen die Gefäng-
nisse im Land künftig konsequenter daran
arbeiten, junge Kriminelle wieder in die
Gesellschaft einzugliedern. Erziehen, bil-
den und fördern lautet die Devise. Um dies
zu erreichen, soll ein spezielles Erzie-
hungskonzept Grundwerte wie Mit-
menschlichkeit, Rücksicht, Disziplin und
Ordnung vermitteln.

Ohne Personal können Golls 
Ziele nicht umgesetzt werden
Eine Besonderheit ist auch die Dreiteilung
des Vollzugs. Jugendliche im Alter von 14
bis 18 Jahren sollen von Heranwachsen-
den und jungen Erwachsenen (18 bis 24
Jahre) sowie den Erwachsenen (älter als
24 Jahre) getrennt untergebracht werden.
Zudem erhalten junge Gefangene längere
Hofgänge und Besuchszeiten. „Wir stoßen
an unsere Grenzen, wenn es um die Um-
setzung dieser hehren Ziele geht“, betonte
Steinbach. Wenn ein Gefangener nun vier
Stunden lang auf den Hof geht, muss auch
ein Vollzugsbeamter genau so lange prä-
sent sein. Er soll verhindern, dass dem Ge-
fangenen nichts über die Mauer zugewor-
fen wird oder dass es zu Auseinanderset-
zungen unter den Gefangenen kommt.
„Dies ist ziemlich aufwändig. Dasselbe gilt
für die Besuchszeiten, bei denen Personal
darauf achten muss, dass nichts Verbote-
nes wie Drogen und Handys in den Knast
geschmuggelt werden.“
Die intensive Betreuung Jugendlicher Kri-
mineller während der Haft und kurz vor
der Entlassung stelle das Gefängnisperso-
nal vor große Anforderungen. „Momentan
können wir das noch nicht voll leisten“, er-
klärte Steinbach.
Er kritisierte ferner Golls Pläne, den Voll-
zug zu konzentrieren und stärker zu priva-
tisieren. So sollen in der Justizvollzugsan-
stalt für jugendliche in Adelsheim zwei
Hafthäuser gebaut, dafür aber Crailsheim
aufgelöst werden. „Wir sind für kleinere
Einheiten, um die Gefangenen aus Sicher-
heitsgründen auch trennen zu können“,

sagte Steinbach. Ein positiver Aspekt
mehrerer Anstalten sei, dass Gefangene
näher an ihrem Heimatort untergebracht
seien. 
Durch die geplante Privatisierung des Ge-
fängnisses in Offenburg bestehe die Ge-
fahr, dass die Qualität des Vollzugs leide.
Mit Blick auf das Personal in den Haftan-
stalten sagte Steinbach: „Wir sind stolz da-
rauf, dass wir eine zwei Jahre dauernde
Ausbildung haben. Bei den Privaten soll
eine „Schnellbleiche“ innerhalb von etwa
vier Wochen erfolgen.“ Auch seien ihre
Löhne deutlich niedriger.
Steinbach betonte, dass Gefängnisse mit
mehr als 500 Gefangenen „nicht mehr re-
gierbar“ seien. „Deswegen gibt es in Mann-
heim mit seinen rund 850 Gefangenen im-
mer wieder Probleme mit Ausbrüchen,
Drogen, Gewalt und Anonymität. Das ist
eine Meute, die sie nicht mehr überblicken
können.

Tagung der Arbeits-
gruppe „Allgemeiner
Vollzugsdienst“

Am 09.09.2008 trafen sich die Mit-
glieder der Arbeitsgruppe AVD zu
ihrer Herbsttagung in Stuttgart.

Tagungsort waren die Räumlichkeiten
der DpolG am Kernerplatz. Der Ge-
schäftführer der DpolG, Herr Hoff-
mann, hieß die Arbeitsgruppe unter
Vorsitz von Kollegen Alexander
Schmid in „seinen“ Räumen herzlich
willkommen. Ebenfalls anwesend war
der Vorsitzende des HPR, Kollege Ge-
org Konrath, der die Tagung in ihrem
weiteren Verlauf fachlich begleitete.
Herr Hoffmann gab einen kurzen
Überblick über Organisation und Auf-
gaben der Geschäftsstelle und
wünschte der Tagung einen guten
Verlauf.
In Anbetracht des anstehenden Dele-
giertentages waren natürlich die
durch die Fachgruppe AVD gestellten
Anträge ein Hauptthema der Tagung.
Aber auch aktuelle Themen aus der
Politik, hier ist insbesondere die
Dienstrechtsreform, die ja zum
01.04.2009 in Kraft treten soll, zu
nennen, gaben viel Diskussionsstoff. 

Alexander Schmid
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Schwäbische Zeitung vom 02. August 2008

Stuttgarter Zeitung vom 02. August 2008

„Hier wird niemand bevorzugt“
Interview des dbb Bundesvorsitzenden Peter Heesen mit dem Passauer Neuen Presse vom 21. August 2008 

Sind Staatsdiener im 
Alter überversorgt?

Heesen: Es gibt keine Überversorgung.
Das sieht jeder, der sich die Zahlen nicht
nur für hohe Ministerialbeamte, sondern
für Beschäftigte zum Beispiel im Strafvoll-
zug ansieht. Die erhalten einen Sold von
2100 Euro. Die Pension beträgt davon ma-
ximal 71,75 Prozent und muss noch voll
versteuert werden − so gelangt man in eine
Größenordnung, bei der weder von Reich-
tum noch von hoher Alterssicherheit die
Rede sein kann. Das ist eine reine Neidde-

batte im Sommerloch, noch dazu auf der
Basis falscher Grundlagen. Wer bei Ren-
ten und Pensionen nur auf die nackten
Zahlen schaut, wird der Sache nicht ge-
recht. Hier werden Eier mit Wassermelo-
nen verglichen. Für die Beamten ist die
Pension die einzige Altersversorgung. Ein
Angestellter erhält dagegen im Alter oft zu-
sätzliche Versorgung − etwa durch Be-
triebsrenten.

Pensionen bemessen sich nach dem Ver-
dienst der letzten drei Berufsjahre − also
der höchsten Stufe, die ein Beamter er-

reicht. Für die Renten wird dagegen das
Durchschnittseinkommen aller Beitrags-
jahre herangezogen. Ist das nicht unge-
recht?

Heesen: Hier wird niemand bevorzugt.
Der Unterschied ist systembedingt. Be-
reits seit 1957 gilt: Weil Beamte später ei-
nen Versorgungsanspruch haben, der
sich aus ihrem letzten Verdienst berech-
net, ist ihre Besoldung in jungen Jahren
niedriger. Sie werden deutlich schlechter

Fortsetzung nächste Seite
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BBW zur „Pension mit 67“: Nicht von der Bundeslösung abweichen 
(dbb) Der BBW-Beamtenbund Tarifunion hat die Landesregierung davor gewarnt,
sich bei ihrer Entscheidung zur „Pension mit 67“ von Forderung und Argumentati-
on des Steuerzahlerbundes (ver-)leiten zu lassen. BBW-Vorsitzender Volker Stich
sagte am 18. August 2008 in Stuttgart, es dürfe in diesem Punkt „keine Abwei-
chung von der Bundeslösung“ geben. 

Es sei unerhört, weil falsch und diffamie-
rend für die Betroffenen, wenn der Landes-
vorsitzende des Verbandes, Wilfried Krah-
winkel, von „Gerechtigkeit im Alter“ spre-
che und damit seine Forderung begründe,
das Pensionsalter der Beamten im Land
deutlich früher auf 67 Jahre anzuheben,
als dies für die Beamten im Bund, in allen
anderen Ländern und im Rentenbereich

vorgesehen ist. „Wie lange noch können
immer wieder längst entkräftete Argumen-
te vorgebracht werden, um den Beamtin-
nen und Beamten mit der schnelleren und
früheren Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit ein echtes Sonderopfer abzuverlan-
gen“, fragte Stich. 
Verärgert reagiere der BBW auch auf das
erneute Plädoyer von Finanzminister Willi

Stächele, die Beamten in Baden-Württem-
berg früher zur „Pension mit 67“ zu brin-
gen, so Stich weiter. 

Für Vergangenheitsfehler büßen
Offensichtlich sollten die Beamtinnen und
Beamten die politischen Fehler der Ver-
gangenheit finanzieren und dafür büßen,
dass keine Versorgungsrücklagen gebildet
wurden, mutmaßt der BBW-Vorsitzende. 
Im Gegensatz zu den Kommunen in Ba-
den-Württemberg habe das Land dies
nämlich versäumt. 
Der Beamtenbund werde bei der „Pension
mit 67“ für einen „Sonderweg Baden-
Württemberg“ keinen Finger reichen. 

Fußball-Abteilung besuchte Oldenburg
Am 06.06.08 fuhren wir mit 38 Mitgliedern und Nichtmitgliedern der Beamten-
fußballabteilung der JVA Heilbronn nach Oldenburg. Nach der Abfahrt um 05.00
Uhr kamen wir dort gegen 12.30 Uhr, bei schönstem Wetter, an und wurden von
Kollegen der JVA Oldenburg empfangen.

Im Anschluss an das Mittagessen in der
dortigen Kantine erfolgte eine 3-stündige
Führung durch die JVA Oldenburg, die im
Jahre 2001 in Betrieb genommen wurde
und 317 Haftplätze aufweist.
Allein der optische Anblick der Vollzugs-
anstalt war beeindruckend. Auch war in-
teressant zu sehen bzw. zu hören wie die
Vollzugsgestaltung in einem anderen Bun-
desland ist. Nach der Führung und der
Übergabe von mitgebrachten Geschenken
fuhren wir zu unserem Hotel, das nur we-
nige Gehminuten vom Stadtzentrum ent-
fernt liegt. 
Am Abend begaben sich dann alle in das
Stadtzentrum von Oldenburg, das im übri-
gen sehr schön ist, um sich in den dortigen
Biergärten zu verteilen in denen sich ein
reges Nachtleben abspielt. 
Nachdem dann alle mehr oder weniger
ausgeschlafen hatten, erfolgte am nächs-

ten Tage, um 09.30 Uhr, die Abfahrt nach
Wilhelmshaven. Dort angekommen stand
der Tag zur freien Verfügung (Stadtbum-
mel, Hafenrundfahrten etc.). Gegen 17.30
Uhr fuhren wir wieder nach Oldenburg zu-
rück. Abends begaben wir uns erneut in
die Altstadt, teilweise bis in die frühen
Morgenstunden. Am Sonntag, nach dem
Frühstück, erfolgte die Rückfahrt nach
Heilbronn. Unterwegs kehrten wir noch zu
einem Abschlussessen in der Küferschän-
ke in Sinsheim/Weiler ein um dann gegen
19.00 Uhr wieder in Heilbronn einzutref-
fen, rechtzeitig vor dem Fußballspiel
Deutschland-Polen.
Alle Teilnehmer waren sich einig, dass der
Ausflug eine gelungene Sache war, zumal
wir wunderbares Wetter hatten, und eine
Wiederholung zu gegebener Zeit, natürlich
mit anderem Ziel, angebracht ist.

B. Rist

bezahlt als Angestellte in vergleichbaren
Funktionen. Im Alter gleicht sich das aus. 

Dennoch haben Beamte bereits nach weni-
gen Jahren Anspruch auf eine Mindestpen-
sion, die höher ist als die Durchschnittsren-
te nach 45 Jahren Beitragszahlung... 
Heesen: Dieser Anspruch auf Mindestver-
sorgung greift nach fünf Jahren, wird aber
nur im Ausnahmefall gewährt. Zum Bei-
spiel bei Dienstunfähigkeit. Das ist der
Grundsatz der Alimentation, der im
Grundgesetz steht: Beamte sind in ihren
Arbeitnehmerrechten erheblich beschnit-
ten. Sie haben kein Streikrecht und kön-
nen nicht über ihr Einkommen verhan-
deln. Zum Ausgleich sichert ihnen der
Staat eine dauerhafte Unterstützung zu. 

Was spricht dagegen, Staatsdiener ins
Rentensystem zu integrieren? 
Heesen: Aus dem bisherigen Nettoein-
kommen können Beamte nicht für ihre Al-
tersbezüge sorgen. Deshalb: Wenn das
Rentensystem auf sie ausgeweitet würde,
wären gleichzeitig sämtliche Beamtenge-
hälter erheblich anzuheben. Dazu müsste
in der Verfassung der Grundsatz der Ali-
mentation gestrichen werden. Das wäre
die faktische Abschaffung des Berufsbe-
amtentums − mit allen Konsequenzen:
Streikrecht auch für die Polizei zum Bei-
spiel. Mit der Sicherheit, dass das Staats-
wesen immer funktioniert, wäre dann
Schluss. Ich halte von dieser Debatte
überhaupt nichts. 

Pensionsansprüche sind eine hohe Belas-
tung für die Öffentlichen Haushalte − zählt
dieses Argument für Sie nicht? 
Heesen: Doch! Um das Pensionssystem
haushaltsfest zu machen, haben die Be-
amten zuletzt vieles geschluckt und mitge-
tragen. Jahrelang gab es keine Einkom-
menserhöhung, der Höchstsatz bei den
Pensionsansprüchen wurde gesenkt.
Dass dennoch die Haushalte so sehr be-
lastet werden, ist ein Versäumnis der Poli-
tik. Erst seit Mitte der 90er-Jahre wird eine
Kapitaldeckung der Altersversorgung
über Fonds aufgebaut. Damit ist das Pen-
sionssystem jedoch auf dem besten Wege,
sattelfest zu werden. Es ist viel moderner
als das Rentensystem: Hier gibt es null Ka-
pitaldeckung.
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Fit für den Justizvollzugsdienst

Vollzugsbedienstete aus Baden-Württemberg üben den Ernstfall
Auch dieses Jahr fand im Rahmen der Fortbildungsveranstaltungen des JuM Ba-
den-Württemberg ein Lehrgang für waffenlose Selbstverteidigung statt. Dieses
Mal konnten 21 Beamtinnen und Beamte aus Baden-Württemberg am einwöchi-
gen Lehrgang in der Landessportschule Tailfingen teilnehmen. 

Links Co-Trainer Volker Kurz, rechts Lehrgangs-
leiter Rüdiger Kaschlaw.

Vorne links R.Kaschlaw, vorne rechts A.Bischoff Hinten links V.Kurz, hinten rechts A.Berberich.

Seit über 20 Jahren leitet Amtsinspektor
im JVD Rüdiger Kaschlaw aus der JVA
Rottenburg/Außenstelle Tübingen diese
Tagungen. Ihm zur Seite stand zum zwei-
ten Mal Amtsinspektor im JVD Volker
Kurz von der Sozialtherapeutischen An-
stalt.
Ziel dieses Lehrgangs war, die während der
zweijährigen Ausbildungszeit erlernten
Techniken hier aufzufrischen, zu perfek-
tionieren und Neues zu erlernen.
Rüdiger Kaschlaw erstellte in den 80er
Jahren einen verbindlichen Rahmenplan
für die Ausbildung in der praxisorientier-
ten Selbstverteidigung. An diesen Rah-
menplan orientieren sich alle von der Jus-
tizvollzugsschule Stuttgart eingesetzten
Trainer.
Die Aufgabe ist, einfache, wirksame, leicht
erlernbare Techniken die lange im Ge-
dächtnis bleiben zu vermitteln. Nur so ist
das Training sehr effektiv und die hervor-
ragenden Leistungen der Lehrgangsteil-
nehmer/innen sprechen für sich.
Ein Hauptteil der Tagung war der unmit-
telbare Zwang. Hier wurden unter Berück-
sichtigung der Verhältnismäßigkeit und je
nach Situation und Räumlichkeit, ver-
schiedene Griffe und Hebeltechniken ge-
übt. 
Ein weiterer Schwerpunk war das Erler-
nen von Abwehrtechniken gegen Faust-
schläge, Fußtritte und Stockangriffe sowie
die Abwehr von so genannten Kontaktan-
griffen wie Würgen, Umklammern,
Schwitzkasten, Festhalten am Revers oder
Armen.

Dieses Jahr hatte Rüdiger Kaschlaw einen
Dozenten von der Polizeiakademie Villin-
gen-Schwenningen eingeladen.
Gerne folgte Armin Berberich dieser Einla-
dung und zeigte an einem Nachmittag der
Gruppe sehr anschaulich neue effektive
Selbstverteidigungstechniken gegen ge-
nannte Angriffe. Er begeisterte mit seinem
Können und seiner Persönlichkeit die Trai-
ner und Lehrgangsteilnehmer.
Einige seiner gezeigten Techniken werden
in den bestehenden Rahmenplan über-
nommen.
Die erlernten Abwehrtechniken wurden
gegen Ende des Lehrgangs in Form eines
Mehrkampfes geübt. Eine/r verteidigt sich
gegen drei Angreifer. Das gibt die nötige
Selbstsicherheit die wir in unserem Beruf
benötigen. 
Der „schwarze Mann“, ein Vollschutzan-
zug, wurde abwechselnd von ein paar
Lehrgangsteilnehmern angezogen. An die-
sem „Dummy“ konnten die erlernten Kon-
tertechniken mit Vollkontakt praxisnah
geübt werden. Hafträume wurden aus
Mattenteilen, Gerätschaften und großen
Gymnastikbällen nachgestellt um so die
Griff- und Hebeltechniken unter realisti-
schen Bedingungen anwenden zu können.
Sehr interessant war das Rollenspiel „ver-
bringen in den besonders gesicherten
Haftraum“, unter Berücksichtigung der
Eigensicherheit. 
Der so genannte „lagebedingte Ersti-
ckungstod“ wurde erklärt und bespro-
chen, damit schlimmste Unfälle bei Zu-
griffstechniken verhindert werden kön-

nen. Zwischen dem schweißtreibenden
Selbstverteidigungstraining wurden auch
Ball- und Wettkampfspiele angeboten und
gerne angenommen. Abends trug der Auf-
enthalt in der Sauna und im Hallenbad da-
zu bei, den „gestressten“ Körper zur ver-
dienten Entspannung und Ruhe zu ver-
helfen. Ein großes Lob an die Lehrgangs-
teilnehmer/innen, die überdurchschnitt-
liche Motivation gezeigt und super Leis-
tungen erbracht haben.
Rundum ein sehr gelungener Selbstvertei-
digungslehrgang. Sehr gerne wieder.
Rüdiger Kaschlaw, 1. Kyu Judo,
1. Dan Ju-Jutsu, Fachtrainer F-Lizenz in
Kampfsport, 1. Trainer an der Justiz-
vollzugsschule Stuttgart und dem 
OLG Stuttgart.

Noch ein Wort zu Privatisierungen
im Justizvollzug:

Geht es erst um Sicherheit,
wird man − schwupp-

diwupp − gescheit!
Quelle: BNN v.10.09.08, S. 2
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